
Der Ukraine-Krieg 
dauert bereits fast 
zwei Jahre. Viele 
Soldaten sind  
gestorben. Kiew  
verschärft nun die 
Mobilisierungsvor-
schriften, in Russland 
halten sich Gerüchte 
über eine General-
mobilmachung.

INTERVIEW: DANIEL SÄWERT

Herr Klyga, wie ist die Stimmung unter 
den russischen Männern?
Von September bis Dezember 2022 waren 
die Männer überwiegend erschrocken. Vie-
le haben versucht auszureisen. Andere, die 
nicht verstanden haben, was vor sich geht 
und was sie erwartet, haben die Mobilisie-
rung als Fahrt ins Ferienlager verstanden, 
in dem es irgendwelche Belustigungen gibt. 
Und dann gab es noch die Mehrheit, der 
es egal war. Ihre Haltung war: Wenn der 
Bescheid kommt, gehen sie in den Krieg, 
wenn nicht, dann nicht. Ab Januar 2023 
war die aktive Phase der Mobilisierung zu 
Ende. Wer weg wollte, war schon weg. Für 
die Gruppe mit der Scheißegal-Haltung hat 
sich nichts geändert. Aber aus denen, die 
die Mobilisierung falsch verstanden haben, 
ist eine vierte Gruppe entstanden, die aus 
dem Krieg ihren Vorteil ziehen will. Sie un-
terschreiben einen Vertrag, der ihnen im 
Monat 2000 Euro bringt. Oft kommen sie 
aus Regionen, in denen man 300 Euro ver-
dient. Eigentlich muss man noch eine fünf-
te Gruppe nennen. Das sind diejenigen, die 
im Kriegsgebiet sind und begreifen, was das 
bedeutet und verzweifelt versuchen, da weg 
zu kommen.

Die aktive Phase der Mobilisierung ist 
vorbei, haben Sie gesagt. Immer wieder 
heißt es, nach der Präsidentschaftswahl 
im März würde die Generalmobilmachung 
ausgerufen. Wir wirken diese Gerüchte auf 
die Männer?
Dieses Gerücht wird schon das gesamte Jahr 
immer wieder aufgewärmt. Seit Juli wer-
de ich immer wieder danach gefragt. Meine 
Antwort ist nein. Und ich hatte recht. Aktu-

ell gibt es genügend Zulauf. Hinzu kommt, 
dass das Gesetz noch nicht fertig ist. So gibt 
es noch keine strafrechtliche Verfolgung der-
jenigen, die sich dem Bescheid entziehen. 
Was passiert, wenn man einfach nicht hin-
geht? Vielleicht 50 Euro Strafe. Und selbst 
die wird möglicherweise nicht erhoben. Ich 
denke, dass es zu früh ist, über irgendeine 
Mobilisierung zu sprechen. Sollte es aber ju-
ristische Veränderungen geben, ist das ein be-
sorgniserregendes Signal, dass nichts Gutes 
kommen wird.

Immer wieder liest man davon, dass die 
einzelnen Regionen Mobilisierungsquoten 
erfüllen müssen.
Es gibt Zahlen, wie es sie auch bei der norma-
len Einberufung gibt. Allerdings sind sie bei 
der Mobilisierung anders. In Moskau wurden 
immer weniger Menschen eingezogen als an-
derswo. Nimmt man indes Regionen wie Bur-
jatien, wurden dort unnormal viele mobili-
siert. Oder Dagestan, wo es große Proteste 
gab, die auch von Journalisten aufgegriffen 
wurden. Was die Journalisten nicht gesehen 
haben, kann man nur schwer einschätzen. 
Wie die ganzen Razzien, bei denen die Män-
ner zur Armee getrieben wurden. Das gilt 
auch für die Razzien gegen Migranten. Das 
passiert alles in Gegenden, in denen niemand 
die Mobilisierung vor Gericht anfechten wird. 
Deswegen haben wir nur ein schlechtes Bild 
von dem, was da vor sich geht.

Viele Männer wurden als unabkömmlich 
zurückgestellt und dürfen nicht einge-
zogen werden. Wie sicher sind sie wirklich?
Die Wehrämter haben sich diesbezüglich sehr 
interessant verhalten. Sie haben sich auf ge-
heime Anweisungen berufen, wonach die Zu-
rückstellung nicht gültig ist, wenn sie nach 

der Mobilisierung erfolgte. Deswegen konn-
te das Wehramt durchaus mit Recht jeman-
den in den Krieg einziehen. Diese Position 
gilt immer noch. Aber plötzlich haben Beru-
fungsgerichte im Sinne der Mobilisierten ent-
schieden. Wenn sie in staatsrelevanten Berei-
chen arbeiten, gilt die Rückstellung in jeden 
Fall. Das hat uns natürlich neuen Antrieb ge-
geben. Wir haben nun die positive Erfahrung, 
dass man die Einberufung juristisch anfech-
ten kann.

Russland ist traditionell eine konservative 
männliche Gesellschaft. Wie verhält sie 
sich gegenüber Verweigerern?
Traditionell schlecht. Schon in der Schule 
gibt es das Narrativ, Vaterlandsverteidigung 

sei die Pflicht eines jeden Bürgers. Die Ar-
mee gilt als unausweichlich für jeden Mann 
und eine Ehre zugleich. Hinzu kommt, dass 
es nur sehr wenige Informationen über den 
Zivildienst gibt, der formal existiert. Die Mi-
litarisierung der vergangenen Jahre trägt ihr 
Übriges zum schlechten Ansehen von Wehr-
dienstverweigerern bei. Man wird als nicht 
normal betrachtet.

Wie hoch schätzen Sie die Zahl der 
Kriegsdienstverweigerer ein?
Wenn wir Verweigerer als Zivildienstleis-
tende oder Totalverweigerer nehmen, wür-
de ich sie auf bis zu 20 Prozent schätzen. 
Dann gibt es noch die, die zwar keine Ver-
weigerer sind, aber die Risiken der Armee 
verstehen und deshalb nach Wegen su-
chen, dort nicht zu landen, indem sie nach 
Krankheiten suchen oder ins Ausland ge-
hen. Das sind etwa 25 bis 30 Prozent. Klar 
habe ich auch solche angetroffen, die unbe-
dingt dienen wollen. Aber das waren nicht 
mehr als 50 Prozent. Mit dem Krieg hat 
sich das alles ein wenig verschoben. Mehr 
Männer versuchen, all dem zu entgehen. 
Ich denke, dass jeder Vierte Kriegsdienst-
verweigerer ist.

Im Mai hat eine Kollegin von der Be-
wegung der Kriegsdienstverweigerer 
»nd« berichtet, dass sich immer mehr 
Männer an Ihre Organisation wenden. 
Wie sieht es heute aus?
Die Zahlen steigen immer noch. Das hängt 
auch damit zusammen, dass viele Mobili-
sierte, teilweise erst jetzt, begreifen, dass 
es sehr schwer ist, aus der Armee raus zu 
kommen. Hinzu kommen die vielen Razzi-
en wegen der normalen Einberufung, auch 
in Moskau. Deswegen wenden sich viele an 

uns. Und auch wegen Kriegsverbrechen im 
Bereich der Front.

Versuchen Sie, den Menschen in Russland 
zu helfen oder holen Sie sie gleich aus 
dem Land?
Wir versuchen, ihnen in Russland zu hel-
fen. Wir organisieren Anwälte vor Ort und 
bemühen uns, dass die Betroffenen wenigs-
tens mit einer Bewährungsstrafe davon-
kommen. Wir konsultieren sie auch schon 
vor den ersten Schritten. Wir haben eine 
große Anleitung verfasst, was und wie zu 
tun ist. International versuchen wir, auf das 
Problem aufmerksam zu machen und su-
chen nach Anwälten, die helfen können, 
wenn Asylbescheide abgelehnt werden.

Die Strafen für Verweigerer sind besonders 
im Kriegsgebiet hoch, bis zu sieben Jahre 
Haft. Gehen die Männer wirklich lieber ins 
Gefängnis als weiter zu kämpfen?
Ja, die gibt es. Sie haben vorher erfolglos 
alles versucht, um dort wegzukommen. Sie 
verlassen dann einfach ihre Stützpunkte, 
ohne zu verstehen, dass die Strafe für un-
erlaubtes Wegbleiben mit jedem Tag steigt. 
Das Problem ist, dass die Soldaten sich 
zwangsläufig ergeben müssen, ins Ausland 
können sie sich schließlich nicht absetzen. 
Wenn sie aber erst nach einem Monat zu-
rückkehren, fällt die Strafe hart aus. Das 
weiß kaum einer. Und unsere Arbeit macht 
es schwerer. Alle zu retten wird nicht gelin-
gen. Deutschland kann auch nicht alle auf-
nehmen. Aber ich glaube, dass man Kriterien 
für die Aufnahme schaffen kann. Dann wür-
den auch weniger in den Krieg ziehen. Die 
Männer suchen nach Hoffnung. Wenn man 
ihnen zu verstehen gibt, dass man irgendwo 
Asyl bekommen kann, werden sie es nutzen.

Der Anwalt und Aktivist Artjom Klyga über die Mobilisierung in Russland

»Jeder Vierte ist Kriegsdienstverweigerer«

 ❚ INTERVIEW

Artjom Klyga ist Experte für 
Militärrecht. In Moskau hat er sich in den 
Wahlkampfteams unabhängiger Kandidaten 
engagiert und vor dem Ukraine-Krieg in 
Musterungskommissionen mitgewirkt. Im 
März 2022 legte er diese Arbeit aus Protest 
nieder. Klyga hat Russland verlassen und 
lebt in Deutschland.
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Mit neuen Gesetzen zur Mobilmachung 
will die Ukraine die Armee personell 
aufstocken. Die Entscheidung liegt zu-
nächst beim Parlament.

BERNHARD CLASEN

Zielbewusst geht ein junger Mann, bär-
tig, schwarze Haare, etwa 30 Jahre alt, auf 
den U-Bahn-Eingang zu. Plötzlich stockt er, 
wendet blitzschnell nach rechts und ist we-
nige Sekunden später in einem Computer-
geschäft verschwunden. Der Grund dieses 
plötzlichen Interesses für PC-Hardware ist 
für den Beobachter wenige Sekunden spä-
ter erkennbar. Aus der zur U-Bahn führen-
den Unterführung waren zwei Männer der 
Wehrbehörde die Treppen nach oben gestie-
gen. Der junge Mann wäre ihnen direkt in 
die Hände gelaufen. 

Der Vorfall hatte sich vor zwei Mona-
ten in Charkiw ereignet. Der Mann war 
schließlich eine Stunde später unbehelligt 
in seiner Wohnung angekommen. Doch nun 

wird es für Männer ab 25 Jahren zuneh-
mend schwerer, sich in ukrainischen Städ-
ten zu bewegen, ohne nicht von den meist 
schwarz gekleideten Vertretern der Wehr-
behörde angesprochen zu werden. Immer 
dichter wird deren Netz von Checkpoints. 
Und nicht selten enden die Kontrollen mit 
einer Unterschrift unter eine »Powistka«. 
Diese Vorladung verpflichtet die betreffen-
de Person, zeitnah bei der Wehrbehörde zu 
erscheinen. Und dort warten auf ihn entwe-
der ein Abgleichen der persönlichen Daten, 
eine Musterung oder eine Mobilisierung zur 
Armee. 

Vorausgegangen war der verschärften 
Jagd auf wehrfähige Männer die Presse-
konferenz von Präsident Wolodymyr Se-
lenskyj, der am 19. Dezember 2023 erklärt 
hatte, dass das Militär weitere 450 000 bis 
500 000 Soldaten brauche. Wenige Tage da-
nach brachte die ukrainische Regierung ei-
nen Gesetzentwurf ein, der die Vorschriften 
für Mobilisierung, militärische Erfassung 

und Kriegsdienst verschärft. Tritt dieser Ge-
setzentwurf in Kraft, sollen auch Personen 
mit einer Behinderung dritter Klasse ein-
gezogen werden dürfen. Dann dürfen also 
auch Menschen mit nur einer Niere, eine-
nem Lungenflügel, einer gelähmten Hand, 
einem Auge oder auch einem Herzschritt-
macher eingezogen werden.

Lag bisher die Altersgrenze bei der Mo-
bilisierung für den Krieg bei 27 Jahren, soll 
diese nun auf 25 Jahre herabgesetzt wer-
den. Der Gesetzentwurf verpflichtet auch 
alle Personen wehrpflichtigen Alters, eine 
funktionierende E-Mail Adresse zu besitzen. 
Vorladungen an diese Adresse gelten als zu-
gestellt. Auch dann, wenn sie im Spam-Ord-
ner gelandet sind.

Auch Frauen mit einer militärischen oder 
medizinischen Ausbildung werden laut Ge-
setzentwurf von den Militärbehörden er-
fasst. Wer die Militärgesetzgebung verletzt, 
muss mit empfindlichen Strafen rechnen. 
Diesen Personen werden Operationen mit 

mobilem Eigentum und Immobilien ver-
boten, sie erhalten keine Kredite, keine 
staatlichen Leistungen. Außerdem drohen 
ihnen Gefängnisstrafen von bis zu fünf Jah-
ren. Ukrainische Botschaften und Konsula-
te dürfen dann nur noch mit Personen zu-
sammenarbeiten, die gültige Wehrpapiere 
haben. Die meisten der derzeit (Stand No-
vember) 252 700 in Deutschland lebenden 
ukrainischen Männer haben solche Papie-
re indes nicht. 

Kritik an dem Gesetzesvorhaben kommt 
vom Menschenrechtsbeauftragten des uk-
rainischen Parlamentes, Dmytro Ljubinez. 
»Meiner Meinung nach enthält dieser Ge-
setzentwurf Bestimmungen, die der Verfas-
sung widersprechen«. Insbesondere stört 
sich Lubinez am Verbot von Immobilien-
transaktionen. »Wenn jemand zum Beispiel 
offiziell ein Haus besitzt, können wir ihm 
doch nicht verbieten, dieses Haus zu ver-
kaufen oder ein anderes zu kaufen. Das wür-
de direkt gegen die Verfassung verstoßen.«  

Der Wirtschaftsexperte Oleksij Kuschtsch 
sieht in dem Gesetzentwurf eine Gefahr für 
die ukrainische Wirtschaft. Die Annahme 
dieses Gesetzentwurfe würde dazu füh-
ren, dass viele ihre Konten plünderten, vie-
le nur noch schwarz arbeiteten, ein Groß-
teil der Gesellschaft jeglichen Kontakt mit 
staatlichen Behörden meiden werde, so 
Kuschtsch. 

Gegenüber »nd« erklärte Andrij, ein 
45-jähriger Übersetzer, der vor wenigen 
Monaten von Kiew nach Deutschland geflo-
hen ist: »Ich habe in der Ukraine alles ver-
kauft, um mir ein Attest zu kaufen, das mir 
eine Untauglichkeit für den Kriegsdienst be-
scheinigt.« Er werde sich von den neuen 
Vorschriften nicht beeindrucken lassen. In-
zwischen habe er ein deutsches Bankkonto 
und eine deutsche Kreditkarte. »Und wenn 
das ukrainische Konsulat in Düsseldorf mir 
meinen Pass nicht verlängern wird, dann 
eben nicht.« Freiwillig zurückkehren wer-
de er jedenfalls nicht.

Die Ukraine plant eine deutliche Verschärfung der Mobilisierungsvorschriften

Ein Lungenflügel reicht zum Kämpfen

Wer kann, versucht den Dienst in der russischen Armee zu vermeiden. Für viele Männer, vor allem aus ärmeren Regionen, ist das Militär aber nach wie vor eine Aufstiegschance.
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